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Vorwort

Ambulante Pflege findet vergleichbar zur Pflege in stationären Einrich-
tungen unter besonderen und stets wechselnden Rahmenbedingungen in 
der Häuslichkeit des Patienten statt. Als wichtiger Bestandteil einer inte-
grativen Versorgung unterstützt sie Gesundheitsförderung, Rehabilitation, 
Pflege und Therapie.

Im Gegensatz zur stationären Versorgung wird die ambulante Pflege 
mit verschiedenen gesetzlichen Grundlagen wie Krankenversicherung, 
Pflegeversicherung und Sozialhilfe konfrontiert. Zudem häufen sich recht-
liche Auseinandersetzungen, insbesondere zum Schadenersatz gegen Pfle-
geverantwortliche. Bei Pflegemängeln klagen die Patienten, Angehörigen 
bzw. Kostenträger zwar zunächst gegen den Träger des Dienstes. Doch 
kann die Haftung bei grober und mittlerer Fahrlässigkeit vor allem auch 
strafrechtliche und/oder zivilrechtliche Konsequenzen für die angestellten 
Pflegefachkräfte haben; daraus resultieren oft einschneidende Folgen für 
jeden Einzelnen.

V
Vorwort



Dieser Ratgeber soll zur Rechtsicherheit im pflegerischen Alltag bei-
tragen. Er richtet sich an alle Pflegefachkräfte der ambulanten Dienste im 
Sinne einer qualitätsorientierten Versorgung sowie an Patienten und An-
gehörige.

In diesem Buch finden Sie Fälle, Urteile, die Paragraphen der zutref-
fenden Gesetze und nützliche Praxistipps für die Schwerpunkte Ihres pfle-
gerischen Alltags.

Möge Ihnen dieses Buch ein hilfreicher Begleiter im Spannungsfeld 
rechtlicher Anforderungen zur Sicherheit der Ihnen anvertrauten Pati-
enten und Ihrer Profession sein. Denn: Vorbeugen ist besser als haften!

Neuwied/Berlin Frühjahr 2008 Rolf Höfert
 Thomas Meißner
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Abmahnung
1 A

Abmahnung

Der Abmahnung kommt bei Pflegefehlern eine besondere Bedeutung zu. Sie 
erfüllt vor allem eine Rüge-, Hinweis- und Warnfunktion und ist in vielen 
Fällen der erste Schritt für eine verhaltensbedingte Kündigung. Dieser ar-
beitsrechtliche Schritt erfolgt oft nach einem Vorfall innerhalb der Pflegeleis-
tung, bevor die Staatsanwaltschaft ermittelt bzw. zivilrechtliche Forderungen 
aufkommen.

In einer Abmahnung muss der Arbeitgeber das vertragswidrige Verhalten 
konkret darstellen. Folgende Angaben sind grundlegend:

Art
Ort
Zeit
Zeitdauer
Auswirkungen

Als Warnfunktion für eine eventuelle spätere Kündigung gilt der Hinweis, 
dass weitere Pflichtverstöße nicht mehr hinnehmbar sind und im Wieder- 
holungsfall mit der Entlassung zu rechnen ist.

Der Arbeitgeber ist rechtlich nicht verpflichtet, den Arbeitnehmer vor einer 
Abmahnung zu dieser Sache anzuhören.

Beispiele für Abmahnungen

Alkohol, Drogenmissbrauch, Medikamentenmissbrauch
Arbeitsverweigerung
Nichteinhaltung der Dienstanweisungen
Nichtbeachtung vorliegender Standards
Kompetenzüberschreitung
Dokumentationsmängel
Ungerechtfertigte freiheitsentziehende Maßnahmen
Körperverletzung (z. B. Dekubitus, fehlerhafte Injektion, Sturz)
Unpünktlichkeit
Eigenmächtiger Urlaubsantritt
Diebstahl von Medikamenten



2 Abmahnung

Nur der Träger einer Einrichtung ist befugt, Abmahnungen auszusprechen. 
Er übertragt diese Befugnis, im Sinne des Direktionsrechts, auf die Führungs-
kräfte im Pflegemanagement, die stellvertretend für den Träger die Abmah-
nung aussprechen dürfen.

Dem Arbeitnehmer ist hinreichend Gelegenheit und Zeit zu geben, 
sein Verhalten zu ändern.

Abmahnungen, die nicht zutreffende Feststellungen beinhalten, müssen aus 
der Personalakte entfernt werden. Ungerechtfertigt ist eine Abmahnung, 
wenn sie unverhältnismäßig ist, auf unzutreffende Tatsachen beruht oder 
unsachlich und beleidigend formuliert ist.

Wirkungsdauer

In der erst- und zweitinstanzlichen Rechtsprechung und in der Literatur gilt 
die Auffassung, dass eine Abmahnung nach 2 bzw. 3 Jahren automatisch ihre 
Wirkung verliert. Das Bundesarbeitsgericht (BAG) lehnt jedoch in seiner 
Rechtsprechung eine schematische Betrachtungsweise ab.

Beispiel
Urteil: Das BAG entschied über die Wirksamkeit einer im März 1999 erklär-
ten außerordentlichen Kündigung. Es musste beurteilen, ob eine gegen-
über dem gekündigten Arbeitnehmer ausgesprochene Abmahnung von 
Dezember 1995 wegen Diffamierung von Führungskräften und Kollegen im 
Rahmen der vorzunehmenden Interessenabwägung und Prüfung der Unzu-
mutbarkeit der Weiterbeschäftigung berücksichtigt werden konnte.
Im Urteil wurde dieses bejaht und folgende Grundsätze bestätigt: »Ob eine 
Abmahnung nach Ablauf einer bestimmten Zeit wirkungslos geworden ist, 
lässt sich nicht pauschal beurteilen. […] Eine ursprünglich ausreichende 
Abmahnung verliert ihre Bedeutung grundsätzlich erst dann, wenn auf-
grund des eingetretenen Zeitablaufs oder aufgrund neuer Umstände (z. B. 
einer späteren unklaren Reaktion des Arbeitgebers auf ähnliche Pflichtver-
letzungen anderer Arbeitnehmer) der Arbeitnehmer wieder im Ungewissen 
sein könnte, was der Arbeitgeber von ihm erwartet bzw. wie er auf eine 
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etwaige Pflichtverletzung reagieren werde. Dies lässt sich jedoch nur unter 
Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls, insbesondere der Art der 
Verfehlung des Arbeitnehmers und des Verhaltens des Arbeitgebers im 
Anschluss an die Abmahnung, beurteilen.« (BAG, Urteil vom 10.10.2002, 
2AZR418/01).
Das heißt: Das BAG hat die außerordentliche Kündigung gegenüber einem 
nach tarifvertraglichen Vorschriften ordentlich nicht mehr kündbaren Ar-
beitnehmer wegen grober Beleidigung von Vorgesetzten und Kollegen 
bestätigt. Die Abmahnung vom Dezember 1995 habe nicht nur weiterhin 
Bestand, sondern müsse zumindest bei der Interessenabwägung auch zu 
Lasten des Klägers berücksichtigt werden.

Tipps
Als Arbeitnehmer können Sie:

den Arbeitgeber auffordern, die Abmahnung aus der Personalakte zu 
entfernen.
eine Gegendarstellung zur Personalakte geben. Wichtig ist der Hinweis 
auf § 83 Abs. 1 Betr.VG.
Beschwerde beim Betriebsrat oder beim Arbeitgeber gemäß §§ 84,
85 Betr.VG wegen ungerechter Behandlung einlegen.
eine vermittelnde Vertretung wie Betriebsrat, Personalrat oder Mitarbei-
tervertretung einschalten.
Klage beim Arbeitsgericht auf Entfernung und Aufhebung der Abmah-
nung aus der Personalakte einlegen.
die Richtigkeit der Abmahnung im Rahmen eines späteren Kündigungs-
schutzprozesses prüfen lassen.

Ermahnung

Eine Ermahnung ist in der Praxis als Vorstufe zur Abmahnung zu sehen. In 
diesem Fall wird der Arbeitnehmer lediglich zur Einhaltung seiner vertrag-
lichen Pflichten angehalten. Es fehlt hier die Androhung von Rechtsfolgen, 
wie sie bei der Abmahnung erforderlich ist. Eine Ermahnung kann mündlich 
oder auch schriftlich ausgesprochen werden.


